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„Wahlprüfsteine“ 
  
Fragen an die Parteien zur Wahl Februar 2020 zur Hamburgischen Bürgerschaft 
  
  
Sehr geehrte Damen und Herren, 
  
wir, die Klinikdirektoren und die Sozialdienste der Psychiatrischen Kliniken und Abteilungen 
in Hamburg sind in Sorge hinsichtlich der nachhaltigen gesundheitlichen Versorgung und 
Wiedereingliederung insbesondere von Menschen mit schweren psychischen 
Erkrankungen. In den letzten Jahren ist es in Hamburg zu einer zunehmend kritischen 
Problemlage gekommen durch:  
 

 Hohe Belastung der psychiatrischen Akutstationen in Hamburg durch schwerkranke 
Patienten, Überbelegung und Verminderung der Gewaltschwelle 

 Fehlende Kapazitäten in der intensiv unterstützenden außerklinischen Versorgung, 
insbesondere bei Patienten mit hohem Strukturbedarf (Eingliederungshilfe (EGH) und 
Pflegeeinrichtung (PH) 

 Mangel an Plätzen für eine zeitweilige geschlossene Unterbringung nach BGB im Rahmen 
der Eingliederungshilfe (EGH) und Pflege (PH) 

 Hierdurch Verlängerung der stationären Liegezeiten, Behandlung ohne stationäre 
Behandlungserfordernis und Rückforderung von Erlösen durch die Krankenkassen 

 Belastung und Frustration des Personals auf den Akutstationen, hoher Krankenstand, hohe 
Personalfluktuation, Verminderung der personellen Kontinuität in der Akutversorgung 

 Erhöhte Wiederaufnahmeraten auf akutpsychiatrischen Stationen 

 Häufig keine Eingliederung im Wohnbezirk bzw. Versorgungssektor des Krankenhauses 
möglich (Verlegung außerhalb Hamburgs) 

 Im Rahmen der demographischen Entwicklung vermehrter Bedarf von Heimplätzen für 
gerontopsychiatrische Patienten 

 
Die Ursachen sind aus unserer Sicht: 
  

 Überlange Wartezeiten in Hamburger Eingliederungshilfe Einrichtungen  

 Überlange Wartezeiten für Bescheide über Eingliederungshilfe beim Fachamt 
Eingliederungshilfe 

 Keine Pflegeheime für Psychiatrische Patienten 

 Zu häufige Ablehnung von Patienten mit herausforderndem Verhalten in Hamburger 
Einrichtungen 

 Abbau von Plätzen in hochstrukturierten Wohneinrichtungen (Rund-um-die-Uhr-
Betreuung) und zu wenig geschlossene Plätze (34)   

 Nicht ausreichende ambulante Betreuungsintensität und Begleitung insbesondere 
von Patienten mit komplexem Betreuungsaufwand in der aufsuchenden Arbeit (ASP) 

 Zu wenig psychiatrische Visiten in Heimen, Wohnunterkünften und auf der Straße 

 Fehlende kostenträgerübergreifende Behandlungen/Betreuungen (SGB V, IX und XII) 

 Fehlende „Systemsprengerkonferenzen“ 

 Fehlende Runde Tische aller am Rehabilitationsverfahren Beteiligten so wie das 
BTHG es vorsieht 



 Keine Pflichtversorgung der Hamburger Gemeindepsychiatrie 
  
Unsere Fragen:  
 
Patienten, die am Ende der Akutbehandlung im Krankenhaus entlassen werden könnten 
warten Monate auf einen Platz im Betreuten Wohnen (stationäre Eingliederungshilfe). Die 
Anträge brauchen 3-6 Monate in der Behörde und anschließend folgt die Wartezeit der 
Wohneinrichtungen die mindestens 6 Monate umfasst. Dementsprechend müssen 
entlassfähige Patienten unnötig und langfristig auf den Akutstationen verbleiben. Eine 
Entlassung kann nicht durchgeführt werden weil diese schwerkranken Patienten häufig einen 
langfristigen Unterbringungsbeschluss haben und/oder keine eigene Wohnung mehr haben. 
Die Wartezeiten, Absagen und die fehlende Weiterversorgung vermitteln den Patienten auf 
den Akutstationen das Bild unerwünscht zu sein. Die Teams der Stationen sind frustriert weil 
ihre geleistete Arbeit konterkariert wird. Diese Faktoren führen zu einer kritischen 
Gesamtsituation der stationären Akutpsychiatrie in Hamburg.  
  
Unsere Frage: Was wird ihre Partei tun, um die Wartezeiten zu reduzieren? Was wird Ihre 
Partei tun, um den Hamburger Patienten eine therapeutische Wohnstruktur bzw. eine 
Eingliederungshilfe in der Heimatstadt zu organisieren?  
  
 
Die Aufsichtskommission kritisiert seit vielen Jahren in ihren Prüfberichten, dass immer mehr 
Hamburger Patienten, die einen Unterbringungsbeschluss haben, in Wohneinrichtungen teils 
weit außerhalb Hamburgs bzw. in andere Bundesländer verbracht werden. Im letzten Jahr 
waren es 105. 
  
Unsere Frage: Was wird Ihre Partei tun, um den „Export“ von schwerkranken Patienten in die 
gesamte Republik zu reduzieren? 
 

 
Schwer psychisch kranke Menschen haben häufig eine verminderte Krankheitseinsicht und 
meiden das klassische Versorgungssystem. Hierdurch entsteht im klassischen 
Versorgungssystem ein Zugangserschwernis („Patient wirkt nicht mit“). Durch alternative 
Versorgungsangebote wie z.B. Hotel Plus (Köln) oder Pension Plus (Münster) gelingt eine 
Schwellenabsenkung die solche Patienten wieder in das ganze Versorgungssystem integrieren 
kann.  
  
Unsere Frage: Was wird Ihre Partei tun, um solche Einrichtungen zu schaffen und in das 
Versorgungssystem zu integrieren?  
  
 
Suchtkrank, Obdachlos, psychisch Krank und vielleicht noch pflegebedürftig? Jedes Problem 
hat seine eigene zuständige Behörde bzw. Kostenträger. Jedes Problem wird aus einem 
anderen Sozialtopf finanziert. Wenn ein Patient von mehreren Problemen betroffen ist dann 
schieben die Behörden die Zuständigkeiten hin und her. 
  
Unsere Frage: Was wird Ihre Partei tun, um die problematische Aufspaltung des Sozialsystems 
(SGB V, IX, XI, XII) zu überwinden, um eine individuelle Lösung für den Patienten zu finden? 
 
 
In anderen Städten (z.B. Münster) gibt es sogenannte „Systemsprengerkonferenzen“. Hier 
werden regelmäßig am Runden Tisch flexible Lösungsvorschläge von allen, an der Versorgung 
Beteiligten erarbeitet, um herausfordernde Patienten zu versorgen.  



  
Unsere Fragen: Was wird Ihre Partei tun, um „Systemsprengerkonferenzen“ einzurichten, die 
eine hohe Verbindlichkeit haben und nach flexiblen, individualisierten Lösungen suchen? 
 
 
In Wohnungsloseneinrichtungen (§67, SGB XII) dürfen keine psychisch Kranken Menschen 
aufgenommen werden, weil die Wohneinrichtung keinen Vertrag über Eingliederungshilfe 
(§53 SGB XII) hat. In Eingliederungshilfeeinrichtungen werden keine pflegebedürftigen 
aufgenommen, obwohl sie trotz Pflegebedürftigkeit auch einen Anspruch auf 
Wiedereingliederung haben. 
  
Unsere Frage: Was wird Ihre Partei tun, um diese Versorgungslücken zu überwinden, um eine 
individuelle Lösung für den Patienten zu finden? 

  
  
Obdachlose Patienten haben in über 50% der Fälle eine psychische Erkrankung. Sehr häufig 
werden diese Patienten kurzfristig und notfallmäßig in psychiatrischen Kliniken Hamburgs 
behandelt. Eine erfolgreiche und langfristige Stabilisierung gelingt jedoch nur durch Sektor-
übergreifende Behandlungskonzepte die flexible, ambulante, nachgehende und 
multidisziplinäre Elemente sowie Streetwork aufweisen.  
  
Unsere Frage: Was wird ihre Partei tun um für das zentrale Problem der Obdachlosigkeit 
moderne Versorgungskonzepte zu entwickeln.  
 

 
 
Die Chefärzte Hamburgs 
 
Prof. Dr. J. Gallinat, Universitätsklinikum Hamburg-Eppendorf 
Prof. Dr. H. Becker, Albertinen Krankenhaus 
Dr. A. Spauschuss, Schön Klinik Hamburg Eilbek 
Prof. U. Künstler, Asklepios Westklinikum  
Prof. H-P Unger, Asklepios Klinikum Harburg 
Prof. M. Nagel, Asklepios Klinik Nord - Wandsbek 
S. Thakkar, Asklepios Klinik Nord - Ochsenzoll 
Prof. C-H Lammers, Asklepios Klinik Nord – Ochsenzoll 
 
Sowie der 
 
Arbeitskreis Klinische Sozialarbeit Hamburg 
 
Sowie die 
 
Deutsche Vereinigung Soziale Arbeit im Gesundheitswesen e.v., www.dvsg.org 
 
 
Ansprechpartnerin: 
 
Bettina Lauterbach, UKE, Psychosozialer Dienst, Martinistraße 52, 20246 Hamburg, 
Telefon: 7410-52209, Fax: 7410-59135, Email: lauterbach@uke.de 

http://www.dvsg.org/
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Frage Antwort  

Patienten, die am Ende der Akutbehandlung im 
Krankenhaus entlassen werden könnten warten 
Monate auf einen Platz im Betreuten Wohnen 
(stationäre Eingliederungshilfe). Die Anträge brauchen 
3-6 Monate in der Behörde und anschließend folgt die 
Wartezeit der Wohneinrichtungen die mindestens 6 
Monate umfasst. Dementsprechend müssen 
entlassfähige Patienten unnötig und langfristig auf den 
Akutstationen verbleiben. Eine Entlassung kann nicht 
durchgeführt werden weil diese schwerkranken 
Patienten häufig einen langfristigen 
Unterbringungsbeschluss haben und/oder keine 
eigene Wohnung mehr haben. Die Wartezeiten, 
Absagen und die fehlende Weiterversorgung 
vermitteln den Patienten auf den Akutstationen das 
Bild unerwünscht zu sein. Die Teams der Stationen 
sind frustriert weil ihre geleistete Arbeit konterkariert 
wird. Diese Faktoren führen zu einer kritischen 
Gesamtsituation der stationären Akutpsychiatrie in 
Hamburg.  

  
Unsere Frage: Was wird ihre Partei tun, um die 
Wartezeiten zu reduzieren? Was wird Ihre Partei tun, 
um den Hamburger Patienten eine therapeutische 
Wohnstruktur bzw. eine Eingliederungshilfe in der 
Heimatstadt zu organisieren?  

 

Die SPD setzt sich für einen Ausbau von hochstrukturierten Plätzen ein – sei  
es in stationärer Betreuung oder ambulanten Wohngruppen in Hamburg.  
Der SPD geführte Senat hat dies bereits im Psychiatriebericht als wichtiges 
Ziel benannt und die Bedingungen hierfür präzisiert. 
 
Erste Ausbauerfolge sollten in 2020 erreicht werden. Im Bereich der 
Sozialpsychiatrie werden wir die quartiersnahe Arbeit weiterhin ausbauen, um 
die Teilhabe von Menschen mit seelischen Behinderungen weiter zu 
verbessern.  

 

Die Aufsichtskommission kritisiert seit vielen Jahren in 
ihren Prüfberichten, dass immer mehr Hamburger 
Patienten, die einen Unterbringungsbeschluss 
haben, in Wohneinrichtungen teils weit außerhalb 
Hamburgs bzw. in andere Bundesländer verbracht 
werden. Im letzten Jahr waren es 105. 

Derzeit werden in Hamburg 32 geschlossene Plätze (16 im Lütt Huus der 
Asklepios Kliniken Hamburg GmbH und weitere 16 in Sachsenwaldau von 
fördern & wohnen) für psychisch kranke Menschen mit Unterbringungs-
beschluss nach § 1906 BGB vorgehalten. Auch wenn in manchen Fällen eine 
externe Unterbringung auch fachlich sinnvoll ist, ist es unstreitig, dass diese 
Zahl noch nicht ausreichend ist.  
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Unsere Frage: Was wird Ihre Partei tun, um den 
„Export“ von schwerkranken Patienten in die gesamte 
Republik zu reduzieren? 

 

Die SPD will daher die Schaffung zusätzlicher Plätze für die 
Eingliederungshilfe vorantreiben. Die SPD geführte Sozialbehörde befindet 
sich dazu bereits in intensiven Gesprächen. Neue Plätze sollen sich in 
vorhandene Angebote integrieren. Die Durchlässigkeit hin zu ambulanten 
Angeboten der Eingliederungshilfe ist dabei ebenso ein wesentliches 
Kriterium, wie die enge Kooperation mit den medizinischen 
Versorgungsangeboten. Dabei besteht eine zusätzliche besondere 
Schwierigkeit in dem für ganz Hamburg geltenden Mangel an geeigneten 
Liegenschaften.  

Schwer psychisch kranke Menschen haben häufig 
eine verminderte Krankheitseinsicht und meiden das 
klassische Versorgungssystem. Hierdurch entsteht im 
klassischen Versorgungssystem ein 
Zugangserschwernis („Patient wirkt nicht mit“). Durch 
alternative Versorgungsangebote wie z.B. Hotel Plus 
(Köln) oder Pension Plus (Münster) gelingt eine 
Schwellenabsenkung die solche Patienten wieder in 
das ganze Versorgungssystem integrieren kann.  
 
Unsere Frage: Was wird Ihre Partei tun, um solche 
Einrichtungen zu schaffen und in das 
Versorgungssystem zu integrieren?  

 

Die SPD setzt sich dafür ein, dass Menschen, die unter psychischen 
Erkrankungen leiden und obdachlos sind, durch besondere 
Sprechstundenangebote in den Tagesaufenthaltsstätten noch besser erreicht 
werden können.  
Die SPD hat hierzu bereits Anträge in die Hamburgische Bürgerschaft 
eingebracht. Die Verbesserung der Versorgung psychisch erkrankter 
Obdachloser ist Gegenstand sowohl der Beratungen in Folge der 
Obdachlosenzählung, des Psychiatrieberichts und einer Arbeitsgruppe der 
Sozialbehörde gewesen. Die positiven Erfahrungen aus den genannten 
Hotel-Plus Ansätzen sollen in die Weiterentwicklung der Unterbringung für 
psychisch kranke Obdachlose einfließen. Dazu hat die SPD zusammen mit 
den GRÜNEN einen Antrag in die Hamburgische Bürgerschaft eingebracht. 

 

Suchtkrank, Obdachlos, psychisch Krank und 
vielleicht noch pflegebedürftig? Jedes Problem hat 
seine eigene zuständige Behörde bzw. Kostenträger. 
Jedes Problem wird aus einem anderen Sozialtopf 
finanziert. Wenn ein Patient von mehreren Problemen 
betroffen ist dann schieben die Behörden die 
Zuständigkeiten hin und her. 
Unsere Frage: Was wird Ihre Partei tun, um die 
problematische Aufspaltung des Sozialsystems (SGB 
V, IX, XI, XII) zu überwinden, um eine individuelle 
Lösung für den Patienten zu finden? 

 

Die Versäulung der Hilfesysteme ist in unserem entwickelten Sozialstaat in 
der Tat ein Grundsatzproblem, das nicht auf dem Rücken der Hilfsbedürftigen 
selbst und auch nicht auf dem Rücken der professionellen oder 
ehrenamtlichen Helferinnen und Helfer ausgetragen werden darf.  
 
Im Bundesteilhabegesetz haben wir diesbezüglich bereits einen Durchbruch 
geschafft und wir werden weiter daran arbeiten, dass der Sozialstaat auch 
tatsächlich für die Menschen da ist, wenn er gebraucht wird. 
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In anderen Städten (z.B. Münster) gibt es sogenannte 
„Systemsprengerkonferenzen“. Hier werden 
regelmäßig am Runden Tisch flexible 
Lösungsvorschläge von allen, an der Versorgung 
Beteiligten erarbeitet, um herausfordernde Patienten 
zu versorgen.  

  
Unsere Fragen: Was wird Ihre Partei tun, um 
„Systemsprengerkonferenzen“ einzurichten, die eine 
hohe Verbindlichkeit haben und nach flexiblen, 
individualisierten Lösungen suchen? 

Es läuft derzeit ein Modellprojekt, um Bewohner von Wohnunterkünften an 
niedrigschwellige Begegnungsstätten im Rahmen des Regelangebots der 
ambulanten Sozialpsychiatrie (ASP) anzubinden. Im Modellprojekt Harburg 
soll eine sektorenübergreifende Kooperation in der psychiatrisch-
psychosozialen Versorgung von Bürgern mit psychischen Störungen oder 
seelischen Behinderungen erfolgen. Ziel ist das Zusammenwirken der 
unterschiedlichen Akteure, um in gemeinsamer Verantwortung psychisch 
erkrankten und seelisch behinderten Menschen mit komplexen 
Betreuungsbedarfen die von ihnen benötigten Hilfen zu leisten.  
Die hier gemachten Erfahrungen wollen wir für die Weiterentwicklung der 
Hilfen nutzen. 
Soweit es sich um Leistungsberechtigte der Eingliederungshilfe handelt, 
finden auch in Hamburg bereits gemeinsame Konferenzen der Anbieter statt, 
um Leistungsberechtigte mit hohem Betreuungsbedarf zu versorgen.  
 

 

In Wohnungsloseneinrichtungen (§67, SGB XII) 
dürfen keine psychisch Kranken Menschen 
aufgenommen werden, weil die Wohneinrichtung 
keinen Vertrag über Eingliederungshilfe (§53 SGB XII) 
hat. In Eingliederungshilfeeinrichtungen werden keine 
pflegebedürftigen aufgenommen, obwohl sie trotz 
Pflegebedürftigkeit auch einen Anspruch auf 
Wiedereingliederung haben. 
  
Unsere Frage: Was wird Ihre Partei tun, um diese 
Versorgungslücken zu überwinden, um eine 
individuelle Lösung für den Patienten zu finden? 

 

In besonderen Wohnformen für Menschen mit Behinderung ist die Pflege von 
der Eingliederungshilfe umfasst, in den übrigen Angeboten besteht der 
komplette Anspruch auf Leistungen der Pflegekasse und ggf. ergänzende 
Hilfe zur Pflege.  
Insofern ist es nicht ganz richtig, dass in Eingliederungshilfeeinrichtungen 
keine pflegebedürftigen Menschen aufgenommen werden. Voraussetzung für 
die Leistung von Eingliederungshilfe ist eine seelische Behinderung. 
Sowohl die Betreuung als solche, deren Zielrichtung und das erforderliche 
Personal unterscheiden sich in Einrichtungen nach § 67 SGB XII und solchen 
der Eingliederungshilfe. Insofern ist es folgerichtig, wenn die Angebote sich 
unterscheiden – wobei nicht ausgeschlossen ist, dass ein Anbieter Verträge 
für beide Leistungssysteme hat (Beispiel Jakob-Junker-Haus). 
In Einrichtungen der Wohnungslosenhilfe, auch in Einrichtungen mit 
Leistungen nach §67 SGB XII, werden auch Menschen mit psychischen 
Erkrankungen aufgenommen.  

 

 
 

Obdachlose Patienten haben in über 50% der Fälle 
eine psychische Erkrankung. Sehr häufig werden 
diese Patienten kurzfristig und notfallmäßig in 
psychiatrischen Kliniken Hamburgs behandelt. Eine 

Menschen, die unter psychischen Erkrankungen leiden und obdachlos sind, 
wollen wir durch besondere Sprechstundenangebote in den 
Tagesaufenthaltsstätten noch besser erreichen. Um sie bei der Entwicklung 
einer nachhaltigen Perspektive noch besser zu unterstützen, werden wir eine 
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erfolgreiche und langfristige Stabilisierung gelingt 
jedoch nur durch Sektor-übergreifende 
Behandlungskonzepte die flexible, ambulante, 
nachgehende und multidisziplinäre Elemente sowie 
Streetwork aufweisen.  

  
Unsere Frage: Was wird ihre Partei tun um für das 
zentrale Problem der Obdachlosigkeit moderne 
Versorgungskonzepte zu entwickeln.  
 

öffentlich-rechtliche Unterkunft schaffen, die speziell auf die Bedürfnisse 
ehemals Obdachloser mit psychischen Erkrankungen ausgerichtet ist.  
Im Bereich der öffentlich-rechtlichen Unterbringung will die SPD  zwei 
spezialisierte Einrichtungen für Personen mit schweren psychischen 
Erkrankungen schaffen. Konkret sind zwei Standorte geplant mit einer 

Kapazität von jeweils 100 Plätzen für Frauen bzw. Männer. Der Zielgruppe 
wird sowohl durch eine erweiterte personelle, wie auch durch eine veränderte 
räumliche Ausstattung im Vergleich zu regulärer Unterbringung Rechnung 
getragen. Ziel ist, einen Übergang in das Regelsystem zu erreichen. Die 
Klärung von Schnittstellen und Einbindung weiterer Akteure ist in der 
konzeptionellen Ausarbeitung vorgesehen. 
Die SPD will insgesamt eine stärkere Verzahnung der Regelangebote der 
psychiatrischen Gesundheitsversorgung und der Wohnungslosenhilfe in 
Angriff nehmen. Bereits im Psychiatriebericht (Drs. 21/16437), den der SPD 
geführte Senat 2019 vorgelegt hat, ist die Verknüpfung der Aufgabenbereiche 
von Wohnungslosenhilfe und Regelstrukturen der Gesundheitsversorgung 
abgebildet. Dort finden sich auch bereits Ausführungen zu den 
Schwierigkeiten und Handlungsansätzen bei der Versorgung obdach- bzw. 
wohnungsloser Menschen. Die sozialarbeiterische Ansprache und Begleitung 
zu ärztlichen Beratungs- und Versorgungsleistungen ist aus unserer Sicht 
entscheidend für eine Anbindung an die Regelsysteme. Eine wesentliche 
Aufgabe der Obdach- und Wohnungslosenhilfe besteht darin, bei der 
Überwindung der bekannten Hindernisse bei der Ansprache und Versorgung 
psychisch Erkrankter zu unterstützen. Dazu gehören vor allem der schwierige 
Erstkontakt, die fehlende Krankheitseinsicht, vorgelagerte 
Suchterkrankungen und die oft fehlende Behandlungskontinuität durch 
mangelnde Termintreue der Betroffenen.  
Die SPD hat in der Bürgerschaft mit einem Antrag (21/14328) u.a. zu 
Sprechstunden für psychisch erkrankte Obdachlose Fortschritte 
angestoßen. So soll es zusätzliche Sprechstunden in Einrichtungen der 
Wohnungslosenhilfe geben. Über die bereits bei den Schwerpunktpraxen und 
einzelnen Wohnunterkünften bestehenden Angebote bzw. Sprechzeiten1 

                                                             
1 Psychiatrische Sprechstunden werden angeboten in der Schwerpunktpraxis in der Notübernachtungsstätte für Männer Pik As von f&w in der Neustädter Straße (derzeit 3 
Stunden wöchentlich) und des Weiteren in der Schwerpunktpraxis des Caritasverbandes für das Erzbistum Hamburg e.V. in der Norderstraße (2 Stunden wöchentlich). 
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hinaus sollen damit insbesondere Tagesaufenthalts- und 
Notübernachtungsstätten in den Blick genommen werden.  
 
Außerdem will die SPD, eine mobile Supervision für Beschäftigte und 

Einrichtungen der Wohnungslosenhilfe einrichten. Ein interdisziplinäres Team 
(bspw. Psychiaterin, Sozialpädagoge, Sozialarbeiterin) soll in einem festen 
Rhythmus Träger und Unterkünfte besuchen, um fachliche Beratung und 
Supervision für Beratungskräfte selbst und die von den Beratungskräften zu 
bewältigenden schwierigen Fälle bei psychischen Auffälligkeiten zu leisten. 
Ziel soll hier die kontinuierliche fachliche Weiterbildung der Teams und 
Sicherheit der Beratungskräfte vor Ort sein. 
 
Zu den geplanten Maßnahmen sollen aber auch zusätzliche Angebote der 
Kliniken bzw. Angebote in Zusammenarbeit mit den Kliniken gehören.  
Z.B. soll der Zugang zu den Psychiatrischen Institutsambulanzen für 

obdachlose Menschen vereinfacht bzw. der Weg dorthin erleichtert werden. 
Auch eine stärkere Verknüpfung mit der Straßensozialarbeit für 
Obdachlose  ist dabei angedacht, die wir verstärken wollen. Schon jetzt gibt 

es aber auch hier erste Angebote auch und gerade für psychisch Kranke 
(z.B. Projekt Straßenvisite der Caritas). 
 

 
 
 

                                                                                                                                                                                                                                                                                                           
Psychiatrische Sprechstunden gibt es auch in der Wohnunterkunft Achterdwars, dem Standort der dritten Schwerpunktpraxis; sie werden dort vierzehntägig durch die 
Psychiatrische Institutsambulanz (PIA) des Bethesda Krankenhauses Bergedorf im Umfang von 1,5 - 2,5 Stunden durchgeführt. 



FDP Hamburg 

Wahlprüfstein 2019015 

Absender / Institution: Universitätsklinikum Eppendorf 

Themenschwerpunkt: Gesundheit 

Patienten, die am Ende der Akutbehandlung im Krankenhaus entlassen werden könnten, warten 

Monate auf einen Platz im Betreuten Wohnen (stationäre Eingliederungshilfe). Die Anträge brauchen 

3‐6 Monate in der Behörde und anschließend folgt die Wartezeit der Wohneinrichtungen, die 

mindestens 6 Monate umfasst. Dementsprechend müssen entlassungsfähige Patienten unnötig und 

langfristig auf den Akutstationen verbleiben. Eine Entlassung kann nicht durchgeführt werden, weil 

diese schwerkranken Patienten häufig einen langfristigen Unterbringungsbeschluss haben und/oder 

keine eigene Wohnung mehr haben. Die Wartezeiten, Absagen und die fehlende Weiterversorgung 

vermitteln den Patienten auf den Akutstationen das Bild, unerwünscht zu sein. Die Teams der 

Stationen sind frustriert, weil ihre geleistete Arbeit konterkariert wird. Diese Faktoren führen zu 

einer kritischen Gesamtsituation der stationären Akutpsychiatrie in Hamburg.  

Was wird ihre Partei tun, um die Wartezeiten zu reduzieren? Was wird Ihre Partei tun, um den 

Hamburger Patienten eine therapeutische Wohnstruktur bzw. eine Eingliederungshilfe in der 

Heimatstadt zu organisieren?  

Antwort: 

Warte‐ und Bearbeitungszeiten sind für Betroffene immer ärgerlich, im skizzierten Fall sogar 

kontraproduktiv und auch nicht immer nachvollziehbar. Dennoch sind Wartezeiten leider nicht 

immer zu vermeiden. Das liegt einerseits an den begrenzten Kapazitäten der zur Verfügung 

stehenden Unterbringungseinrichtungen, andererseits an Bearbeitungsverfahren.   

Wir werden die personelle Ausstattung und die Kapazitäten der Einrichtungen kritisch unter die Lupe 

nehmen und den tatsächlichen Bedarf evaluieren, um gezielt nachsteuern zu können, damit sich die 

verständlicher Weise unbefriedigende Situation der stationären Akutpsychiatrie in Hamburg in 

Zukunft deutlich verbessert. 

 

Die Aufsichtskommission kritisiert seit vielen Jahren in ihren Prüfberichten, dass immer mehr 

Hamburger Patienten, die einen Unterbringungsbeschluss haben, in Wohneinrichtungen teils weit 

außerhalb Hamburgs bzw. in andere Bundesländer verbracht werden. Im letzten Jahr waren es 105. 

Was wird Ihre Partei tun, um den „Export“ von schwerkranken Patienten in die gesamte Republik zu 

reduzieren? 

Antwort: 

Einrichtungen wie das „Lütt Hus“ haben bei ihrer Einrichtung 2011 eine Versorgungslücke im 

Hamburgischen sozialpsychiatrischen Versorgungssystem geschlossen.  

Dennoch gibt es seit Jahren in Hamburg deutlich zu geringe Kapazitäten bei hochstrukturierten 

geschlossenen Wohneinrichtungen. Diese Versorgungslücke wollen wir durch eine Verbesserung der 

wohnortnahen Versorgung schließen. In Gesprächen mit den Hamburgischen Klinikbetreibern wollen 

wir versuchen, deren bisherigen Erfahrungen hierfür zu nutzen. 

 



 

Schwer psychisch kranke Menschen haben häufig eine verminderte Krankheitseinsicht und meiden 

das klassische Versorgungssystem. Hierdurch entsteht im klassischen Versorgungssystem ein 

Zugangserschwernis („Patient wirkt nicht mit“). Durch alternative Versorgungsangebote wie z.B. 

Hotel Plus (Köln) oder Pension Plus (Münster) gelingt eine Schwellenabsenkung, die solche Patienten 

wieder in das ganze Versorgungssystem integrieren kann.  

Was wird Ihre Partei tun, um solche Einrichtungen zu schaffen und in das Versorgungssystem zu 

integrieren?  

Antwort: 

So lange Menschen keine Gefahr für sich selbst und andere darstellen, haben sie das Recht nicht im 

sozialpsychiatrischen Versorgungssystem mitzuwirken. Auch wenn diese Verweigerung auf einer 

mangelnden Krankheitseinsicht beruht. 

Gerade in der Freien und Hansestadt Hamburg gibt es bereits ein vergleichsweise sehr gut 

ausgebautes und niedrigschwelliges sozialpsychiatrisches Versorgungssystem, in welchem jeder Hilfe 

findet, der Hilfe sucht. 

Wir können uns gut vorstellen, solche alternativen Versorgungsangebote, wie beispielsweise Hotel 

Plus oder Pension Plus in unsere umfassende „Housing First“‐Strategie (siehe dazu auch unsere 

Antwort auf die letzte Frage) zu integrieren, da es gut mit diesem zusammenpassen würde. Auch 

Kooperationen von Kliniken mit öffentlichen und kirchlichen Einrichtungen sind prinzipiell zu 

begrüßen. Da wo es heute noch Hürden gibt, wollen wir diese abbauen. 

 

 

Suchtkrank, obdachlos, psychisch krank und vielleicht noch pflegebedürftig? Jedes Problem hat seine 

eigene zuständige Behörde bzw. Kostenträger. Jedes Problem wird aus einem anderen Sozialtopf 

finanziert. Wenn ein Patient von mehreren Problemen betroffen ist, dann schieben die Behörden die 

Zuständigkeiten hin und her. 

Unsere Frage: Was wird Ihre Partei tun, um die problematische Aufspaltung des Sozialsystems (SGB 

V, IX, XI, XII) zu überwinden, um eine individuelle Lösung für den Patienten zu finden? 

Antwort: 

Das Hin‐ und Herschieben von Menschen mit Problemen oder Anliegen zwischen unterschiedlichen 

Behörden oder Kostenträgern ist ein Problem. 

Für den Betroffenen spielt es keine Rolle, aus welchem „Topf“ er seine Hilfe erhält. Die Frage nach 

dem Träger darf auch nicht auf seinem Rücken und zu seinen Lasten ausgetragen werden. 

 

Die Hamburger Strategie soll nach einheitlichen Standards in allen Hamburger Bezirken durch 

zentrale Fachstellen umgesetzt werden. Die Fachstellen fungieren als „One‐Stop‐Shops“. Sie sollen 

als zentrale Anlaufstelle für Hilfesuchende alle relevanten Leistungen unter einem Dach bündeln und 

Teilkompetenzen aus dem ordnungsrechtlichen, sozialrechtlichen und dem wohnungsmarktlichen 

Bereich systematisch zusammenführen. 



Ein besonderer Fokus soll neben der Wohnraumvermittlung sowie Unterbringung in öffentlichen 

Unterkünften in akuten Fällen hierbei auf der Prävention des Wohnungsraumverlusts liegen. 

Präventionsteams innerhalb der Fachstellen setzen hierfür geeignete Maßnahmen um, wie etwa die 

Einrichtung von Mietsicherungen und Gewährung von Darlehen bei Mietrückständen, aufsuchende 

Hilfe bei drohendem Wohnungsverlust, Beratung und Begleitung bei eintretender 

Wohnungslosigkeit. 

Des Weiteren sollen psychologische Beratungs‐ und Hilfsangebote ebenfalls unter einem Dach 

angeboten werden. Ein weiterer grundlegender Teil muss ein strategischer Ansatz für die 

Nachbetreuung sein, um eine dauerhafte Ergebnissicherung zu garantieren. 

 

In anderen Städten (z.B. Münster) gibt es sogenannte „Systemsprengerkonferenzen“. Hier werden 

regelmäßig am Runden Tisch flexible Lösungsvorschläge von allen, an der Versorgung Beteiligten 

erarbeitet, um herausfordernde Patienten zu versorgen.  

Unsere Fragen: Was wird Ihre Partei tun, um „Systemsprengerkonferenzen“ einzurichten, die eine 

hohe Verbindlichkeit haben und nach flexiblen, individualisierten Lösungen suchen? 

Antwort: 

Nach einer erfolgreichen Evaluation von „Systemsprengerkonferenzen“ können wir uns vorstellen, 

solche regelmäßigen Runden Tische auch in Hamburg zu testen und anschließend zu evaluieren. 

 

In Wohnungsloseneinrichtungen (§67, SGB XII) dürfen keine psychisch kranken Menschen 

aufgenommen werden, weil die Wohneinrichtung keinen Vertrag über Eingliederungshilfe (§53 SGB 

XII) hat. In Eingliederungshilfeeinrichtungen werden keine pflegebedürftigen aufgenommen, obwohl 

sie trotz Pflegebedürftigkeit auch einen Anspruch auf Wiedereingliederung haben. 

Unsere Frage: Was wird Ihre Partei tun, um diese Versorgungslücken zu überwinden, um eine 

individuelle Lösung für den Patienten zu finden? 

Antwort: 

Wir streben die Einrichtung einer zentralen fachlichen Koordinierungsstelle an, die 

einrichtungsübergreifend eine passgenaue Unterbringung steuert und in fraglichen Fällen 

entscheidet. Durch eine solche koordinierte Steuerung aus einer Hand lassen sich Versorgungslücken 

am besten vermeiden. 

 

Obdachlose Patienten haben in über 50% der Fälle eine psychische Erkrankung. Sehr häufig werden 

diese Patienten kurzfristig und notfallmäßig in psychiatrischen Kliniken Hamburgs behandelt. Eine 

erfolgreiche und langfristige Stabilisierung gelingt jedoch nur durch Sektor‐übergreifende 

Behandlungskonzepte, die flexible, ambulante, nachgehende und multidisziplinäre Elemente sowie 

Streetwork aufweisen. 

 

 

Obdachlose Patienten haben in über 50% der Fälle eine psychische Erkrankung. Sehr häufig werden 

diese Patienten kurzfristig und notfallmäßig in psychiatrischen Kliniken Hamburgs behandelt. Eine 



erfolgreiche und langfristige Stabilisierung gelingt jedoch nur durch Sektor‐übergreifende 

Behandlungskonzepte, die flexible, ambulante, nachgehende und multidisziplinäre Elemente sowie 

Streetwork aufweisen.  

Unsere Frage: Was wird ihre Partei tun, um für das zentrale Problem der Obdachlosigkeit moderne 

Versorgungskonzepte zu entwickeln. 

Antwort: 

Die klassischen langfristigen Unterbringungskonzepte sind direkt an Unterstützungsmaßnahmen 

gekoppelt und die Teilnahme am Hilfsprogramm ist dabei meist die Voraussetzung. Wohnungs‐ und 

Obdachlose mit multiplen Schwierigkeiten können durch Überforderungen der Aufgaben und dem 

Sanktionsdruck in diesem klassischen System oftmals nicht gehalten werden. Das bedeutet für einige 

Betroffene den Ausschluss aus dem System. 

Daher fordern wir eine umfassende „Housing First“‐Strategie als zusätzliches Instrument der 

Integration von Wohnungslosen, sowie eine stetige Evaluierung und Verbesserung dieses 

Instruments. 

Das Wissen um den eigenen Mietvertrag und die eigene Autonomie generiert nachgewiesen die 

nötige Motivation, den Wohnraum zu erhalten. Auch die Distanz zum ehemaligen sozialen Umfeld 

schafft den nötigen Abstand, Probleme selbstbestimmt zu lösen und sich zu entwickeln. So wird die 

psychische und physische Situation stabilisiert und zusehends verbessert. 

Die Unterbringung in einer Ersatzwohnung und psychologische Hilfen stellen die Basis für die 

Wiedereingliederung in die Gesellschaft dar. Ergänzt werden soll das Ganze mit „Aufsuchender 

Sozialarbeit“ und psychiatrischen Sprechstunden. 

Neben einer effektiveren und individuelleren Praxis der Reintegration können durch Housing First 

auch gesamtgesellschaftliche Kosten eingespart werden. Akutbehandlungen, Polizeieinsätze, 

Ordnungsmaßnahmen sowie der Betrieb von Notunterkünften werden reduziert. 

 



GRÜNE Hamburg, Burchardstr. 21, 20095 Hamburg

An
UKE Hamburg – Zentrum für Psychosoziale Medizin

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

Landesverband Hamburg

Anna Gallina

Landesvorsitzende

Burchardstr. 21

20095 Hamburg

Anna.Gallina@hamburg.gruene.de

Hamburg, 27. Dezember 2019

Antwort: Wahlprüfsteine zur Hamburger Bürgerschafts-
wahl 2020

Sehr geehrtee Bettina Lauterbach,

gerne beantworte ich Ihre Wahlprüfsteine an Bündnis 90/DIE GRÜNEN Hamburg zur anste-
henden Bürgerschaftswahl 2020.

1. Patienten, die am Ende der Akutbehandlung im Krankenhaus entlassen werden könnten warten Monate auf einen 
Platz im Betreuten Wohnen (stationäre Eingliederungshilfe). Die Anträge brauchen 3-6 Monate in der Behörde und 
anschließend folgt die Wartezeit der Wohneinrichtungen die mindestens 6 Monate umfasst. Dementsprechend müs-
sen entlassfähige Patienten unnötig und langfristig auf den Akutstationen verbleiben. Eine Entlassung kann nicht 
durchgeführt werden weil diese schwerkranken Patienten häufig einen langfristigen Unterbringungsbeschluss haben
und/oder keine eigene Wohnung mehr haben. Die Wartezeiten, Absagen und die fehlende Weiterversorgung vermit-
teln den Patienten auf den Akutstationen das Bild unerwünscht zu sein. Die Teams der Stationen sind frustriert weil 
ihre geleistete Arbeit konterkariert wird. Diese Faktoren führen zu einer kritischen Gesamtsituation der stationären 
Akutpsychiatrie in Hamburg. 

Was wird ihre Partei tun, um die Wartezeiten zu reduzieren? Was wird Ihre Partei tun, um den Ham-
burger Patienten eine therapeutische Wohnstruktur bzw. eine Eingliederungshilfe in der Heimatstadt
zu organisieren? 

Zusammen mit

2. Die Aufsichtskommission kritisiert seit vielen Jahren in ihren Prüfberichten, dass immer mehr Hamburger Patien-
ten, die einen Unterbringungsbeschluss haben, in Wohneinrichtungen teils weit außerhalb Hamburgs bzw. in andere
Bundesländer verbracht werden. Im letzten Jahr waren es 105.

Was wird Ihre Partei tun, um den „Export“ von schwerkranken Patienten in die gesamte Republik zu 
reduzieren?

Wir wollen erreichen, dass für jeden Menschen mit einem langfristigen Unterbringungsbe-
schluss eine geeignete Unterbringung in Wohnortnähe zur Verfügung steht. In Hamburg be-
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steht allerdings ein eklatanter Mangel an hochstrukturierten bzw. geschlossenen Plätzen für
diese Patientinnen und Patienten. Wir brauchen daher dringend neue Einrichtungen nach 
dem Vorbild des „Lütt Hus“ in Ochzenzoll. Auch in vorhandenen Einrichtungen der Sozial-
psychiatrie müssen geschlossene bzw. hochstrukturierte Plätze geschaffen werden. Deshalb 
wollen wir die Verhandlungen mit geeigneten Leistungsanbietern intensivieren und Hürden 
in der Umsetzung abbauen. Dabei ist auch eine enge Kooperation mit den medizinischen 
Versorgungseinrichtungen sehr wichtig. Die psychiatrischen Kliniken sind wichtige Partner 
für die lückenlose Versorgung dieser Menschen. Deshalb wollen wir das Entlassmanagement
in den Kliniken unterstützen, indem beispielsweise die Fachstelle für Wohnungslosenhilfe 
bei der Vermittlung von psychisch kranken Obdachlosenlosen regelhaft aktiv wird, wenn die-
se eine Klinik verlassen. Weitere konkrete Ansatzpunkte für die Verbesserung sollen auch die
Ergebnisse der laufenden Befragung der Gesundheitsbehörde zum Entlassmanagement der 
Krankenhäuser und dessen Auswirkungen auf Wohnungs- und Obdachlose liefern.

3. Schwer psychisch kranke Menschen haben häufig eine verminderte Krankheitseinsicht und meiden das klassische 
Versorgungssystem. Hierdurch entsteht im klassischen Versorgungssystem ein Zugangserschwernis („Patient wirkt 
nicht mit“). Durch alternative Versorgungsangebote wie z.B. Hotel Plus (Köln) oder Pension Plus (Münster) gelingt 
eine Schwellenabsenkung die solche Patienten wieder in das ganze Versorgungssystem integrieren kann. 

Was wird Ihre Partei tun, um solche Einrichtungen zu schaffen und in das Versorgungssystem zu inte-
grieren? 

In Hamburg befindet sich eine vergleichsweise überschaubare Gruppe an Wohnungslosen 
dauerhaft in einer Hotelunterbringung. Es sind oftmals Menschen, die aufgrund von (unbe-
handelten) psychischen Erkrankungen, Persönlichkeitsstörungen, posttraumatischen Belas-
tungsstörungen oder Wahnstörungen einen geschützten eigenen Wohnraum benötigen. Die-
se Gruppe ist auch aus unserer Sicht schwer durch das Hilfesystem zu erreichen, weil sie oft 
weder krankheitseinsichtig sind noch an Hilfeplänen mitarbeiten und auch psychiatrischen 
Institutionen oft ablehnend gegenüberstehen. Städte wie Köln und Stuttgart haben auf die-
se Problematik mit Realisierung von kleineren Unterbringungen mit quasi Hotelcharakter re-
agiert (Projekt „Hotel Plus“), in denen diese Menschen ein Einzelzimmer und ein angepasstes
Begleitangebot erhalten können. Die Erfahrungen mit diesen Angeboten sind positiv, es hilft 
den Betroffenen und entlastet die Situation in den großen öffentlich-rechtlichen Unterbrin-
gungen erheblich. Deshalb werden wir noch in dieser Legislaturperiode einen Antrag ein-
bringen, um die Einsparungen in der bisherigen Hotelunterbringung für eine gezielte quali-
tative Weiterentwicklung der Unterbringung für psychisch kranke Obdachlose nach dem Vor-
bild der genannten Städte zu nutzen.

4. Suchtkrank, Obdachlos, psychisch Krank und vielleicht noch pflegebedürftig? Jedes Problem hat seine eigene zu-
ständige Behörde bzw. Kostenträger. Jedes Problem wird aus einem anderen Sozialtopf finanziert. Wenn ein Patient 
von mehreren Problemen betroffen ist dann schieben die Behörden die Zuständigkeiten hin und her.

Was wird Ihre Partei tun, um die problematische Aufspaltung des Sozialsystems (SGB V, IX, XI, XII) zu 
überwinden, um eine individuelle Lösung für den Patienten zu finden?

Zusammen mit

5. In anderen Städten (z.B. Münster) gibt es sogenannte „Systemsprengerkonferenzen“. Hier werden regelmäßig am 
Runden Tisch flexible Lösungsvorschläge von allen, an der Versorgung Beteiligten erarbeitet, um herausfordernde 
Patienten zu versorgen. 
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Was wird Ihre Partei tun, um „Systemsprengerkonferenzen“ einzurichten, die eine hohe Verbindlich-
keit haben und nach flexiblen, individualisierten Lösungen suchen?

Verbindliche Kooperation und individuelle Fallkonferenzen müssen zentraler Bestandteil der
psychiatrischen Versorgung in ganz Hamburg werden. Das hat auch der Psychiatriebericht 
aufgezeigt. Auf bezirklicher Ebene werden bereits entsprechende Modelle erprobt. Ziel ist es,
dass kein Mensch zum „Systemsprenger“ wird, weil das System flexibel auf jeden Einzelfall 
reagieren kann. Dazu braucht es eine verbindliche Kooperation aller Akteure statt getrennter
Zuständigkeiten. Die verbindliche Kooperation soll aus allen Bezirken umgesetzt werden. 
Die Erfahrungen müssen zusammengetragen und systematisch ausgewertet werden. Wir 
wollen, dass die Fallkonferenzen stadtweit zur ständigen Praxis ausgeweitet werden. 

Wir GRÜNEN wollen die oft starren staatlichen Hilfesysteme grundsätzlich stärker sozial-
räumlich ausrichten, um die oft kontraproduktive Versäulung aufzubrechen. Gerade soziale 
Hilfen müssen an der konkreten Lebenssituation ansetzen, wo nötig müssen die verschiede-
ne Hilfen ineinandergreifen, um sinnvoll zu unterstützen. Wichtiger als die behördliche För-
derlogik ist das gemeinsame Verständnis, wie die Potenziale der Menschen im Quartier und 
die Aufgaben der Daseinsvorsorge gemeinsam weiterentwickelt werden. Hamburg hat schon
einige Schritte gemacht, um z.B. soziale Einzelfallhilfen sozialräumlich auszurichten. Diesen 
Weg wollen wir auch im Bereich der Eingliederungshilfen weiter gehen.

6. In Wohnungsloseneinrichtungen (§67, SGB XII) dürfen keine psychisch Kranken Menschen aufgenommen werden, 
weil die Wohneinrichtung keinen Vertrag über Eingliederungshilfe (§53 SGB XII) hat. In Eingliederungshilfeeinrich-
tungen werden keine pflegebedürftigen aufgenommen, obwohl sie trotz Pflegebedürftigkeit auch einen Anspruch auf
Wiedereingliederung haben.

Was wird Ihre Partei tun, um diese Versorgungslücken zu überwinden, um eine individuelle Lösung 
für den Patienten zu finden?

Wir wollen die Unterbringungskapazitäten zur Überwindung besonderer sozialer Schwierig-
keiten nach §§ 67 ff Sozialgesetzbuch XII (SGB XII) ausbauen, um für mehr Betroffene siche-
re Orte zu schaffen und so Fortschritte in der eigenen Lebensführung ermöglichen.

Versorgungslücken entstehen häufig an den Schnittstellen der Systeme. Deshalb wollen wir 
die Verschränkung der Systeme vorantreiben. Insbesondere wollen wir die Erfahrungen aus 
dem laufenden Modellprojekt der ambulanten Sozialpsychiatrie für Wohnungslose in der öf-
fentlich-rechtlichen Unterbringung nutzen und weiterentwickeln. Wir haben auch dafür ge-
sorgt, dass in den Einrichtungen der Wohnungslosenhilfe psychiatrische Sprechstunden an-
geboten werden. 

In Bereich der Gerontopsychiatrie gibt es einen deutlich gestiegenen Versorgungsbedarf. Wir
wollen ausreichende Kapazitäten in den Pflegeheimen schaffen, um die Fälle, bei denen 
eine psychiatrische Erkrankung vorliegt und gleichzeitig eine Pflegebedürftigkeit fortschrei-
tet, dauerhaft gut versorgen zu können. Dazu müssen entsprechend qualifizierte Angebote 
im Dialog mit den Trägern der Pflegeheime zügig ausgebaut werden.

7. Obdachlose Patienten haben in über 50% der Fälle eine psychische Erkrankung. Sehr häufig werden diese Patien-
ten kurzfristig und notfallmäßig in psychiatrischen Kliniken Hamburgs behandelt. Eine erfolgreiche und langfristige 
Stabilisierung gelingt jedoch nur durch Sektor-übergreifende Behandlungskonzepte die flexible, ambulante, nachge-
hende und multidisziplinäre Elemente sowie Streetwork aufweisen. 
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Was wird ihre Partei tun um für das zentrale Problem der Obdachlosigkeit moderne Versorgungskon-
zepte zu entwickeln. 

Die psychiatrische und psychosoziale Versorgung von Obdachlosen ist eine große Heraus-
forderung. In vielen Fällen geraten diese Menschen in einen wiederkehrenden Kreislauf zwi-
schen Psychiatrie, Straße und Notunterbringung. Wir unterstützen den Ansatz „Housing First“
und wollen ein Hamburger Modellprojekt auf den Weg bringen. Dazu wollen wir den beste-
henden Kooperationsvertrag der Stadt mit der Wohnungswirtschaft mit dem Ziel weiterent-
wickeln, die Zahl der belegbaren Wohnungen für Personen bzw. Haushalte mit besonderen 
sozialen Schwierigkeiten zu erhöhen.  In diesem Zusammenhang wollen wir auch den Um-
fang der Plätze im sog. Stufe-3-Modell zur Begleitung und Unterstützung von Personen mit 
mehreren Vermittlungshemmnissen bei der Anmietung eigenen Wohnraums zu verdoppeln. 
Denn ohne Stabilisierung der Lebenssituation durch ein festes Dach über dem Kopf sind Be-
handlungserfolge nicht von Dauer. Deshalb wollen wir die Vermittlung von vordringlich 
Wohnungssuchenden deutlich verbessern.

Mit freundlichen Grüßen

Landesvorsitzende Bündnis 90/DIE GRÜNEN Hamburg
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Patienten, die am Ende der Akutbehandlung im Krankenhaus entlassen werden könnten warten Monate auf 
einen Platz im Betreuten Wohnen (stationäre Eingliederungshilfe). Die Anträge brauchen 3-6 Monate in der 
Behörde und anschließend folgt die Wartezeit der Wohneinrichtungen die mindestens 6 Monate umfasst. 
Dementsprechend müssen entlassfähige Patienten unnötig und langfristig auf den Akutstationen verbleiben. 
Eine Entlassung kann nicht durchgeführt werden weil diese schwerkranken Patienten häufig einen langfristigen 
Unterbringungsbeschluss haben und/oder keine eigene Wohnung mehr haben. Die Wartezeiten, Absagen und 
die fehlende Weiterversorgung vermitteln den Patienten auf den Akutstationen das Bild unerwünscht zu sein. 
Die Teams der Stationen sind frustriert weil ihre geleistete Arbeit konterkariert wird. Diese Faktoren führen zu 
einer kritischen Gesamtsituation der stationären Akutpsychiatrie in Hamburg.  
Unsere Frage: Was wird ihre Partei tun, um die Wartezeiten zu reduzieren? Was wird Ihre Partei tun, um den 
Hamburger Patienten eine therapeutische Wohnstruktur bzw. eine Eingliederungshilfe in der Heimatstadt zu 
organisieren?  
DIE LINKE wird sich dafür einsetzen dass es mehr hochstrukturierten und bedarfsgerechten Wohnraum für 
Menschen mit seelischen Erkrankungen gibt. Das kann zu einer Reduktion der Wartezeiten aber auch der 
Behandlungslängen und –häufigkeiten in den stationären Akutpsychiatrien beitragen. Darüber hinaus 
ermöglicht es eine bedarfsgerechte Unterbringung von Patient_innen. DIE LINKE setzt sich darüber hinaus für 
mehr Sozialwohnungen und eine Mietpreisbremse ein um allen Menschen Wohnraum zu ermöglichen. 
 
Die Aufsichtskommission kritisiert seit vielen Jahren in ihren Prüfberichten, dass immer mehr Hamburger 
Patienten, die einen Unterbringungsbeschluss haben, in Wohneinrichtungen teils weit außerhalb Hamburgs 
bzw. in andere Bundesländer verbracht werden. Im letzten Jahr waren es 105. 
Unsere Frage: Was wird Ihre Partei tun, um den „Export“ von schwerkranken Patienten in die gesamte Republik 
zu reduzieren? 

Über die Schaffung von mehr hochstrukturiertem und bedarfsgerechtem Wohnraum für Menschen mit 
seelischen Erkrankungen hinaus müssen vor Allem auch die ambulanten Angebote der Sozialpsychiatrie 
ausweitet werden, wofür wir uns einsetzen, um stationäre Aufenthalte zu reduzieren. Dazu gehört auch das 
Hometreatment und aufsuchende Angebote bedarfsgerechter und stärker ausgebaut werden. 
 
Schwer psychisch kranke Menschen haben häufig eine verminderte Krankheitseinsicht und meiden das 
klassische Versorgungssystem. Hierdurch entsteht im klassischen Versorgungssystem ein Zugangserschwernis 
(„Patient wirkt nicht mit“). Durch alternative Versorgungsangebote wie z.B. Hotel Plus (Köln) oder Pension Plus 
(Münster) gelingt eine Schwellenabsenkung die solche Patienten wieder in das ganze Versorgungssystem 
integrieren kann.  
Unsere Frage: Was wird Ihre Partei tun, um solche Einrichtungen zu schaffen und in das Versorgungssystem zu 
integrieren?  
Obdachlose Menschen mit massiven psychischen Auffälligkeiten oder psychischer Erkrankung ohne 
Krankheitseinsicht haben bisher keinen adäquaten Zugang zu den Hilfemaßnahmen der psychiatrischen 
Versorgungssysteme in Hamburg. Denn sie sind häufig nicht in der Lage, gewisse Schwellen zu überwinden 
oder verweigern sich grundsätzlich allen Angeboten, die mit psychiatrischer Behandlung oder Unterstützung 
einhergehen. Diese Personengruppe benötigt unserer Meinung nach ein Wohnangebot, das mit wenig 
Verantwortungsübernahme und Verbindlichkeit einhergeht und trotzdem längerfristig Sicherheit bietet. DIE 
LINKE fordert deshalb spezifische Wohnangebote für obdach- und wohnungslose Menschen ohne 
Krankheitseinsicht mit dem Ziel ist längerfristig eine medizinische/psychiatrische Versorgung anzuregen und 
vielleicht sogar zu erreichen, dass Wohnangebote der Eingliederungshilfe angenommen werden können. 
 
Suchtkrank, Obdachlos, psychisch Krank und vielleicht noch pflegebedürftig? Jedes Problem hat seine eigene 
zuständige Behörde bzw. Kostenträger. Jedes Problem wird aus einem anderen Sozialtopf finanziert. Wenn ein 
Patient von mehreren Problemen betroffen ist dann schieben die Behörden die Zuständigkeiten hin und her. 
Unsere Frage: Was wird Ihre Partei tun, um die problematische Aufspaltung des Sozialsystems (SGB V, IX, XI, 
XII) zu überwinden, um eine individuelle Lösung für den Patienten zu finden? 
Wir wissen, dass die Aufspaltung der sozialen Sicherungssysteme in der Praxis häufig zu Problemen führt und 
die Betroffenen dann die Leitragenden sind. DIE LINKE setzt sich für eine behördenübergreifende 
Zusammenarbeit ein, um so individuelle Lösungen für die Betroffenen zu finden. 
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In anderen Städten (z.B. Münster) gibt es sogenannte „Systemsprengerkonferenzen“. Hier werden regelmäßig 
am Runden Tisch flexible Lösungsvorschläge von allen, an der Versorgung Beteiligten erarbeitet, um 
herausfordernde Patienten zu versorgen.  
Unsere Fragen: Was wird Ihre Partei tun, um „Systemsprengerkonferenzen“ einzurichten, die eine hohe 
Verbindlichkeit haben und nach flexiblen, individualisierten Lösungen suchen? 
Dies wäre auch für Hamburg eine zielführende Maßnahme. DIE LINKE wird sich dafür einsetzen, dass 
interdisziplinäre, trialogische Runde Tische dazu eingerichtet werden und die Ergebnisse auch Eingang in die 
parlamentarische Arbeit finden. Dies könnten Tische sein, in denen beispielsweise Beschäftigte aus den 
Akutpsychiatrien, Genesungsbegleiter_innen, Mitarbeiter_innen der ambulanten Sozialpsychiatrien, der 
sozialpsychiatrischen Dienste, Sozialarbeiter_innen, Suchthilfemitarbeiter_innen, Betroffenenverbände und 
Angehörigenverbände von Menschen mit seelischen Erkrankungen und mit Psychiatrieerfahrungen sein. 
 
In Wohnungsloseneinrichtungen (§67, SGB XII) dürfen keine psychisch Kranken Menschen aufgenommen 
werden, weil die Wohneinrichtung keinen Vertrag über Eingliederungshilfe (§53 SGB XII) hat. In 
Eingliederungshilfeeinrichtungen werden keine pflegebedürftigen aufgenommen, obwohl sie trotz 
Pflegebedürftigkeit auch einen Anspruch auf Wiedereingliederung haben. 
Unsere Frage: Was wird Ihre Partei tun, um diese Versorgungslücken zu überwinden, um eine individuelle 
Lösung für den Patienten zu finden? 
DIE LINKE fordert ein System, das den vielfältigen Bedarfen von wohnungs- und obdachlosen Menschen 
gerecht wird. Wir setzen uns auch weiterhin für die Einrichtung sogenannter Lebensplätze ein, um 
pflegebedürftige Wohnungs- und Obdachlose mit multiplen Problemlagen dauerhaft mit bedarfsgerecht 
ausgestaltetem Wohnraum zu versorgen. Um den Bedarfen der Betroffenen gerecht zu werden, sollte dieses 
spezifische Wohnangebot in ein Netzwerk mit medizinischen und pflegerischen Angeboten sowie Sozialarbeit 
eingebettet sein.   
 
Obdachlose Patienten haben in über 50% der Fälle eine psychische Erkrankung. Sehr häufig werden diese 
Patienten kurzfristig und notfallmäßig in psychiatrischen Kliniken Hamburgs behandelt. Eine erfolgreiche und 
langfristige Stabilisierung gelingt jedoch nur durch Sektor-übergreifende Behandlungskonzepte die flexible, 
ambulante, nachgehende und multidisziplinäre Elemente sowie Streetwork aufweisen.  
Unsere Frage: Was wird ihre Partei tun um für das zentrale Problem der Obdachlosigkeit moderne 
Versorgungskonzepte zu entwickeln.  
Unsere Frage: Was wird ihre Partei tun um für das zentrale Problem der Obdachlosigkeit moderne 
Versorgungskonzepte zu entwickeln. 
Die Mehrheit der Menschen, die in Hamburg auf der Straße leben hat keinerlei Leistungsansprüche und somit 
keinen Zugang zu öffentlich-rechtlicher Unterbringung oder Gesundheitsversorgung. DIE LINKE setzt sich für 
die Öffnung des Regelsystems für alle Menschen – unabhängig ihrer Leistungsansprüche – ein. Dies umfasst 
auch die nachgehende Gesundheitsversorgung der Patient_innen. Bis zur Öffnung des Regelsystems muss 
zudem über weitere Lösungen nachgedacht werden, zum Beispiel über die Einführung aufsuchender, 
psychiatrischer Angebote, die bei den Schwerpunktpraxen und niedrigschwelligen Suchthilfeeinrichtungen 
angedockt werden könnten. 
 


	Wahlprüfsteine zur Wahl der Hamburgischen Bürgerschaft Februar 2020 (002)
	Antwort der  SPD
	Antwort der FDP
	Antwort der Grünen
	Antwort der Linken

